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Empfehlung fur eine
EMPFEHLUNG DES RATES

zum nationalen Reformprogramm Polens 2017

mit einer Stellungnahme des Rates zum Konvergenzprogramm Polens 2017

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 tiber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken®, insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

auf Empfehlung der Europaischen Kommission?,

unter Beriicksichtigung der EntschlieRungen des Europaischen Parlaments®,
unter Bertcksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschéaftigungsausschusses,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses fir Sozialschutz,

nach Stellungnahme des Ausschusses flr Wirtschaftspolitik,

in Erwégung nachstehender Grinde:

Q) Am 16. November 2016 nahm die Kommission den Jahreswachstumsbericht* an, mit
dem das Europdische Semester fur die Koordinierung der Wirtschaftspolitik 2017
eingeleitet wurde. Die Prioritdten des Jahreswachstumsberichts wurden am
9./10. Méarz 2017 vom Européischen Rat gebilligt. Am 16. November 2016 nahm die
Kommission auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr.1176/2011 den
Warnmechanismus-Bericht® an, in dem sie Polen nicht als einen der Mitgliedstaaten
nannte, fir die eine eingehende Uberpriifung durchzufiihren sei.

(2) Der Landerbericht 2017 fiir Polen® wurde am 22. Februar 2017 veréffentlicht. Darin
wurden die Fortschritte Polens bei der Umsetzung der landerspezifischen
Empfehlungen des Rates vom 12. Juli 2016, bei der Umsetzung der Empfehlungen
der Vorjahre und bei der Verwirklichung seiner nationalen Ziele im Rahmen von
Europa 2020 bewertet.

ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.
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Am 28. April 2017 Gbermittelte Polen sein nationales Reformprogramm 2017 und
sein Konvergenzprogramm 2017. Um wechselseitigen Zusammenhéngen Rechnung
zu tragen, wurden beide Programme gleichzeitig bewertet.

Die einschlagigen landerspezifischen Empfehlungen wurden in den Programmen der
Mitgliedstaaten fur die Européischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) flr
den Zeitraum 2014-2020 beriicksichtigt. Wie in den Rechtsvorschriften Gber die ESI-
Fonds vorgesehen’, kann die Kommission einen Mitgliedstaat zur Uberarbeitung und
Anderung seiner ESI-Fonds-Programme auffordern, wenn dies zur Forderung der
Umsetzung der einschldgigen landerspezifischen Empfehlungen notwendig ist. Die
Kommission hat weitere Leitlinien zur Anwendung dieser Vorschriften
bereitgestellt.?

Polen unterliegt zurzeit der praventiven Komponente des Stabilitdts- und
Wachstumspakts. Im Konvergenzprogramm 2017 rechnet die Regierung mit einer
allmahlichen Verbesserung des Gesamtsaldos von einem Defizit von 2,4 % des BIP
im Jahr 2016 auf 1,2 % des BIP im Jahr 2020. Das mittelfristige Haushaltsziel eines
strukturellen Defizits von 1% des BIP durfte bis 2020, d.h. innerhalb des
Programmzeitraums, nicht erreicht werden. Dem Konvergenzprogramm zufolge wird
die gesamtstaatliche Schuldenquote voraussichtlich von 54,4% des BIP im
Jahr 2016 auf 55,3 % des BIP im Jahr 2017 ansteigen und bis 2020 auf 52,1 % des
BIP  zurlickgehen. Das diesen Haushaltsprognosen zugrunde liegende
makrodkonomische Szenario ist glinstig.

Am 12. Juli 2016 empfahl der Rat Polen fir 2017 eine j&hrliche Haushaltskorrektur
von 0,5 % des BIP in Richtung auf das mittelfristige Haushaltsziel. Die Kommission
geht in ihrer Frihjahrsprognose 2017 davon aus, dass 2017 die Gefahr einer
gewissen Abweichung von dieser VVorgabe besteht.

Angesichts seiner Haushaltslage wird erwartet, dass Polen 2018 weitere
Anpassungen in Richtung auf sein mittelfristiges Haushaltsziel eines strukturellen
Defizits von 1% des BIP vornimmt. Nach der gemeinsam vereinbarten
Anpassungsmatrix im Rahmen des Stabilitats- und Wachstumspakts erfordert diese
Anpassung, dass die nominale Wachstumsrate der gesamtstaatlichen
Nettoprimarausgaben® im Jahr 2018 3,7 % nicht iiberschreitet. Dies entsprache einer
strukturellen Anpassung von 0,5 % des BIP. Bei einer unverénderten Politik besteht
2018 die Gefahr einer erheblichen Abweichung von dieser Vorgabe. Insgesamt ist
der Rat der Auffassung, dass Polen bereit sein muss, im Jahr 2017 weitere

Artikel 23 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom
17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen {ber den Europédischen Fonds fiir regionale
Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds, den Kohésionsfonds, den Europdischen
Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des I&ndlichen Raums und den Europdischen Meeres- und
Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen Uber den Europédischen Fonds fiir regionale
Entwicklung, den Européischen Sozialfonds, den Kohésionsfonds und den Européischen Meeres- und
Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (ABI. L 347 vom
20.12.2013, S. 320).

COM(2014) 494 final.

Die Nettostaatsausgaben umfassen die Gesamtheit der Staatsausgaben ohne Zinsausgaben, Ausgaben
fiir Unionsprogramme, die vollstandig durch Einnahmen aus Fonds der Union ausgeglichen werden,
und nicht-diskretionare Anderungen der Ausgaben fiir Arbeitslosenunterstiitzung. Von der 6ffentlichen
Hand finanzierte Bruttoanlageinvestitionen werden (ber einen Zeitraum von 4 Jahren geglattet.
Diskretiondre einnahmenseitige MalRnahmen oder gesetzlich vorgeschriebene Einnahmesteigerungen
werden einberechnet. Einmalige MalRnahmen sowohl auf der Einnahmen- als auch auf der
Ausgabenseite werden saldiert.
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MaRnahmen zu ergreifen, und dass 2018 zusatzliche Malinahmen erforderlich sein
werden, um den Anforderungen des Stabilitats- und Wachstumspakts zu entsprechen.
Wie in der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 vorgesehen, sollte allerdings bei der
Bewertung der Ubersichten tiber die Haushaltsplanung und der Haushaltsergebnisse
der  Haushaltssaldo des  Mitgliedstaats vor dem  Hintergrund  der
Konjunkturbedingungen beriicksichtigt werden. Wie die Kommission bereits in der
diese landerspezifischen Empfehlungen begleitenden Mitteilung dargelegt hat, muss
die Bewertung der Haushaltsergebnisse 2018 dem Ziel eines haushaltspolitischen
Kurses Rechnung tragen, der sowohl zur Starkung der laufenden Erholung als auch
zur langfristigen Tragfahigkeit der offentlichen Finanzen Polens beitragt. In diesem
Kontext beabsichtigt die Kommission, vor dem Hintergrund der konjunkturellen
Lage Polens einen entsprechenden Ermessensspielraum zu nutzen.

Im Lé&nderbericht 2017 wird festgestellt, dass Polen einige Fortschritte bei der
Verbesserung der Steuererhebung erzielt hat, nachdem eine Reihe von Reformen zur
Straffung des Steuersystems umgesetzt wurden. Deren volle Auswirkungen auf die
Steuererhebung und die Kosten der Einhaltung der Steuervorschriften sollten genau
uberwacht werden. Keine Fortschritte hat Polen hingegen dabei erzielt, die
umfangreiche Anwendung erméaliigter Mehrwertsteuersatze einzuschranken, die sich
negativ auf die Mehrwertsteuereinnahmen auswirken und kein wirksames
sozialpolitisches Instrument sind.

Fur Polen besteht in verschiedenen Bereichen, vor allem im Zusammenhang mit der
Alterung der Bevolkerung, Ausgabendruck. Daher ist es erforderlich, Mechanismen
einzufiihren, die eine Bewertung der Effizienz und Wirksamkeit der offentlichen
Ausgaben und eine Umverteilung der Mittel erméglichen. Vor diesem Hintergrund
hat die Regierung Plane zur Starkung des Haushaltsverfahrens angekindigt,
insbesondere im Hinblick auf den mittelfristigen Haushaltsrahmen und die
Aufnahme von Ausgabeniiberpriifungen in das Haushaltsverfahren. Im Bereich der
offentlichen Finanzen fehlt ein unabhéngiger Haushaltsrat.

Der Rickgang der Erwerbsbevilkerung in Polen wird in den kommenden
Jahrzehnten voraussichtlich das Wachstumspotenzial schmélern. Der polnische
Arbeitsmarkt hat sich in den letzten Jahren gut entwickelt. Die Beschaftigungsquoten
sind weiter gestiegen, jedoch konnten einige unlangst ergriffene MaRnahmen zu
einem Rickgang der Erwerbsbeteiligung fuhren, insbesondere bei Frauen,
Geringqualifizierten und é&lteren Menschen. Die Senkung des gesetzlichen
Renteneintrittsalters Ende 2017 wird voraussichtlich &ltere Arbeitskrafte dazu
bewegen, aus dem  Erwerbsleben  auszuscheiden. Das  polnische
Sozialversicherungssystem bietet nur begrenzt Anreize zur Aufnahme einer
Erwerbstatigkeit. Das neue Kindergeld wird voraussichtlich Armut und Ungleichheit
verringern, sich moglicherweise aber auch negativ auf die Erwerbsbeteiligung der
Eltern, vor allem der Mautter, auswirken. Die Hohe des Kindergelds und die
begrenzte Bedurftigkeitsprifung neutralisieren Arbeitsanreize, die in anderen
Sozialleistungen enthalten sind. Die Vorschulpflicht fir Finfjahrige gilt seit
September 2016 nicht mehr, wahrend die Zahl der Kinder unter drei Jahren, die in
reguldren Kinderbetreuungseinrichtungen angemeldet sind, weiter eine der
niedrigsten in der EU ist. Der Arbeitsmarkt ist — trotz der ergriffenen Manahmen —
weiter stark  segmentiert, was sich negativ auf Produktivitit und
Humankapitalbildung auswirkt. Die Hindernisse fir eine starkere Verbreitung
unbefristeter Vertrage bestehen fort. Derzeit arbeitet der Kodifizierungsausschuss an
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neuen Entwirfen fir das individuelle und das kollektive Arbeitsrecht. Dies ist eine
Gelegenheit, die genannten Hindernisse zu beseitigen.

Das durchschnittliche tatsdchliche Renteneintrittsalter ist in den vergangenen Jahren
angestiegen, liegt aber immer noch deutlich unter dem gesetzlichen
Renteneintrittsalter. Ein hoheres tatsachliches Renteneintrittsalter ist von
entscheidender Bedeutung fur das wirtschaftliche Wachstum, ein angemessenes
kiinftiges Rentenniveau und die langfristige Tragfahigkeit des Rentensystems. Der
juingste Beschluss, das gesetzliche Renteneintrittsalter fir Frauen auf 60 Jahre und
fir Ménner auf 65 Jahre zu senken, ist jedoch ein Schritt in die entgegengesetzte
Richtung. In der Landwirtschaft ist das kostenintensive besondere
Sozialversicherungssystem fir Landwirte (KRUS) ein weiterer Grund flr geringe
Arbeitsmobilitat und versteckte Arbeitslosigkeit.

Das Bildungssystem hat sich im Laufe der letzten beiden Jahrzehnte wesentlich
verbessert; die Grundkompetenzen von 15-Jahrigen liegen deutlich Gber dem EU-
Durchschnitt, wahrend die Quote der frihen Schul- und Ausbildungsabganger eine
der niedrigsten in der EU ist. Die Art und Weise, wie den Schilern angemessene
Fahigkeiten fur den sich rasch wandelnden Arbeitsmarkt vermittelt werden, kann
jedoch weiter verbessert werden. Die bevorstehenden Anderungen in der Grund- und
Sekundarschulbildung stellen erhebliche organisatorische Herausforderungen dar;
zudem verkdrzen sie die flr die Vermittlung von Allgemeinbildung verfligbare Zeit,
was sich negativ auf die Bildungsqualitat auswirken kann. Weitere Anderungen zur
Ausrichtung der beruflichen Bildung auf die Erfordernisse des Arbeitsmarkts wurden
angekindigt; ob sie die gegenwaértigen Mangel beheben kénnen, wird sich zeigen.
Die Regierung hat Konsultationen zur Reform der Hochschulbildung eingeleitet, um
deren Leistungen und Relevanz fiir den Arbeitsmarkt zu steigern. Die Teilnahme an
der Erwachsenbildung in Polen ist unzureichend; das Niveau der Grundkompetenzen
alterer Erwachsener ist im Durchschnitt gering, was ihre Beschaftigungsfahigkeit
beeintrachtigt.

Planungsschwachen im Bereich der Raumordnung erhéhen den Verwaltungsaufwand
im Zusammenhang mit den erforderlichen Baugenehmigungen.
Flachennutzungspléane liegen nur fur einen begrenzten Teil des polnischen
Hoheitsgebiets vor und sind oft von geringer Qualitdt. In Gebieten, fir die keine
derartigen Plane vorliegen, werden Baugenehmigungen auf der Grundlage
einmaliger Verwaltungsentscheidungen Uber die LanderschlieBung erteilt, woraus
sich Risiken und Unsicherheit fir Investoren ergeben. Der Entwurf des
Baugesetzbuchs zielt darauf ab, die Planverfahren fur die Raumordnung zu
konsolidieren und den Verwaltungsaufwand fiir Investoren zu verringern. Mit der
Reform kdnnen Verbesserungen erzielt werden, wobei es allerdings darauf ankommt,
welche endgiltige Fassung das Gesetz haben wird und wie es umgesetzt wird.

2016  schrumpfte die Investitionstatigkeit —aufgrund  einer  geringeren
Inanspruchnahme von EU-Strukturmitteln, die auf den Ubergang zwischen den
Programmplanungszeitrdaumen und eine erhohte Unsicherheit bei den privaten
Investoren zurickzufiihren ist, erheblich. Das Unternehmensumfeld ist generell
gunstig; das Vertrauen der Unternehmen wurde jedoch durch die wachsende Zahl
von Gesetzesanderungen und die Tatsache beeintrachtigt, dass zu einer Reihe
wichtiger Gesetze nur begrenzt offentliche Konsultationen durchgefiihrt wurden.
Rechtssicherheit und das Vertrauen in die Qualitdt und Berechenbarkeit von Politik
und Institutionen in den Bereichen Gesetzgebung und Steuern und in anderen
Bereichen sind wichtige Faktoren, die eine Steigerung der Investitionsquote
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ermoglichen konnten. Rechtsstaatlichkeit und die Unabhangigkeit der Justiz sind in
diesem Zusammenhang ebenfalls von grundlegender Bedeutung. Die gegenwartige
systemische Bedrohung der Rechtsstaatlichkeit fuhrt zu Rechtsunsicherheit.
Angesichts der Tatsache, dass die Regierung bestrebt ist, ihre Rolle in der Wirtschaft
auszubauen, wird es  wichtig sein, die  Wirtschaftlichkeit  von
Investitionsentscheidungen zu gewaéhrleisten. Der Regelungsaufwand ist in mehreren
Bereichen nach wie vor erheblich.

Das Strallennetz wurde dank der EU-FOrderung rasch ausgebaut, doch die
Strallenverkehrstotenrate ist nach wie vor eine der hdchsten in der EU, was hohe
soziale Kosten mit sich bringt. Trotz der Verfugbarkeit erheblicher EU-Mittel
bestehen im  Eisenbahnsektor — weiter gravierende Engpédsse bei der
Projektdurchfuihrung. Zudem bleibt es eine Herausforderung, fur Bahnvermdgen eine
lange Lebensdauer zu gewahrleisten, da es kein mehrjéhriges Programm zur
Erhaltung von Eisenbahninfrastrukturen gibt.

Rund 60 % der Kapazititen Polens fir die Stromerzeugung aus fossilen Brennstoffen
sind alter als 30 Jahre, weswegen in den kommenden Jahren erhebliche Investitionen
erforderlich sind. 2016 war der Stromverbundgrad einer der niedrigsten in der EU.
Zusammen mit der Tatsache, dass erhebliche Kapazitaten stillzulegen sind, und der
wachsenden Stromnachfrage tragt dies zu einer ungunstigen Prognose fur die
Gewabhrleistung einer bedarfsdeckenden Stromerzeugung bei. Das Erreichen des
verbindlichen nationalen Ziels fur erneuerbare Energien 2020 ist gefahrdet. Mit der
Inbetriebnahme des Terminals flir Flussigerdgas hat Polen die Sicherheit seiner
Gasversorgung erheblich erhoéht. Zudem hat es das nationale Fernleitungs- und
Verteilungsnetz fir Erdgas ausgebaut. Die Arbeiten an den Gasverbindungsleitungen
von regionaler Bedeutung sind jedoch nicht planmaliig vorangekommen.

Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
Polens umfassend analysiert und diese Analyse im Landerbericht 2017
veroffentlicht. Sie hat auch das Konvergenzprogramm und das nationale
Reformprogramm sowie die Malinahmen zur Umsetzung der an Polen gerichteten
Empfehlungen der VVorjahre bewertet. Dabei hat sie nicht nur deren Relevanz fir eine
auf Dauer tragfdhige Haushalts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik in Polen
beriicksichtigt, sondern angesichts der Notwendigkeit, die wirtschaftspolitische
Steuerung der EU insgesamt durch auf EU-Ebene entwickelte VVorgaben fir kiinftige
nationale Entscheidungen zu verstarken, auch deren Ubereinstimmung mit EU-
Vorschriften und -Leitlinien beurteilt.

Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Konvergenzprogramm
geprift; seine Stellungnahme™ hierzu spiegelt sich insbesondere in der
nachstehenden Empfehlung 1 wider —

EMPFIEHLT, dass Polen 2017 und 2018

1.

weiter eine im Einklang mit den Anforderungen der praventiven Komponente des
Stabilitats- und Wachstumspakts stehende Haushaltspolitik verfolgt, was 2018 eine
substanzielle Konsolidierungsanstrengung erforderlich macht; bei politischen
MaRnahmen die Erreichung eines haushaltspolitischen Kurses berlcksichtigt, der
sowohl zur Starkung der laufenden Erholung als auch zur langfristigen Tragfahigkeit
der offentlichen Finanzen Polens beitragt; Schritte unternimmt, um die Effizienz der

Gemal Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates.
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Offentlichen  Ausgaben zu steigern, und die Anwendung ermaRigter
Mehrwertsteuersétze einschréankt;

Schritte unternimmt, um die Erwerbsbeteiligung, insbesondere bei Frauen,
Geringqualifizierten und &lteren Menschen, zu steigern, auch indem angemessene
Kompetenzen vermittelt und Hindernisse fur dauerhaftere
Beschaftigungsverhaltnisse beseitigt werden; die Tragféhigkeit und Angemessenheit
des Rentensystems gewahrleistet, indem es Malinahmen zur Anhebung des
tatsachlichen Renteneintrittsalters ergreift und eine Reform der préaferenziellen
Altersversorgungssysteme einleitet.

MalRnahmen ergreift, um Hindernisse fir Investitionen, insbesondere im
Verkehrssektor, zu beseitigen.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Rates
Der Préasident
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

